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01.01.1987 

Index 

29/10 Strafprozess, Strafvollzug 

Text 

Artikel 3 

V o r a u s s e t z u n g e n  fü r  d i e  Ü b er s t e l l u n g  

(1) Eine verurteilte Person kann nach diesem Übereinkommen nur unter den folgenden Voraussetzungen 
überstellt werden: 

 a) daß sie Staatsangehöriger des Vollstreckungsstaats ist; 

 b) daß das Urteil rechtskräftig ist; 

 c) daß zum Zeitpunkt des Eingangs des Ersuchens um Überstellung noch mindestens sechs Monate 
der gegen die verurteilte Person verhängten Sanktion zu vollziehen sind oder daß die Sanktion 
von unbestimmter Dauer ist; 

 d) daß die verurteilte Person oder, sofern einer der beiden Staaten es in Anbetracht ihres Alters oder 
ihres körperlichen oder geistigen Zustands für erforderlich erachtet, ihr gesetzlicher Vertreter 
ihrer Überstellung zustimmt; 

 e) daß die Handlungen oder Unterlassungen, derentwegen die Sanktion verhängt worden ist, nach 
dem Recht des Vollstreckungsstaats eine Straftat darstellen oder, wenn sie in seinem 
Hoheitsgebiet begangen worden wären, darstellen würden; 

 f) daß sich der Urteils- und der Vollstreckungsstaat auf die Überstellung geeinigt haben. 

(2) In Ausnahmefällen können sich die Vertragsparteien auch dann auf eine Überstellung einigen, wenn 
die Dauer der an der verurteilten Person noch zu vollziehenden Sanktion kürzer ist als die in Absatz 1 
Buchstabe c vorgesehene. 

(3) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete 
Erklärung seine Absicht bekanntgeben, in seinen Beziehungen zu den anderen Vertragsparteien die 
Anwendung eines der in Artikel 9 Absatz 1 Buchstaben a und b vorgesehenen Verfahren auszuschließen. 

(4) Jeder Staat kann jederzeit durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerichtete Erklärung für 
seinen Bereich den Begriff „Staatsangehöriger“ im Sinne dieses Übereinkommens bestimmen. 
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